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Am 1. Mai 2017 wird Wilfried Küper 80 Jahre alt. Sein persönlicher und sein 
wissenschaftlicher Werdegang sind im Vorwort der 2007 im Verlag C. F. Müller 
in Heidelberg zu seinen Ehren erschienenen Festschrift und in unserem Glück-
wunsch in der Juristenzeitung 2007 (453–455) näher beschrieben. Zum 75. Ge-
burtstag widmete ihm Goltdammer’s Archiv für Strafrecht eine Festgabe (GA 
2012, 249–336 mit Nachweis seiner Publikationen seit 2007) und das wird auch 
zu seinem 80. Geburtstag so sein (wiederum mit einem Nachweis der zahlrei-
chen neuesten Publikationen).

Blickt man in sein beeindruckendes Schriftenverzeichnis, so liegt der Schwer-
punkt seiner wissenschaftlichen Tätigkeit auf der dogmatischen Auseinander-
setzung mit den Vorschriften des Allgemeinen und Besonderen Teils des Straf-
gesetzbuchs – manche Normen (etwa §§ 34, 35 StGB oder §§ 142, 252 StGB) 
und manche Themen (z. B. Mordmerkmale oder das gefährliche Werkzeug) sind 
gleichsam fest mit seinem Namen verknüpft. So drohen jedoch seine vielfältigen 
weiteren Beiträge zum Strafprozessrecht, vor allem aber auch die zu den Grund-
lagen des Rechts aus dem Blick zu geraten. Seiner Venia legendi und seiner Hei-
delberger Lehrstuhlbezeichnung entsprechend sind dies vor allem zahlreiche 
Arbeiten zur Strafrechtsgeschichte und zur Rechtsphilosophie.

Nachdem im Jahr 2012 bereits ein Nachdruck seiner 1967 publizierten Dis-
sertation „Die Richteridee der Strafprozessordnung und ihre geschichtlichen 
Grundlagen“ erschienen ist, haben wir uns entschlossen, aus den bisher veröf-
fentlichten 42 strafrechtsgeschichtlichen und neun rechtsphilosophischen Tex-
ten einige Beiträge auszuwählen, deren Lektüre außerordentlich bereichernd ist 
und, es sei gesagt, Freude bereitet. In diesem Buch sind 17 rechtsgeschichtliche 
Beiträge ganz unterschiedlicher Ausrichtung und sieben rechtsphilosophische 
Aufsätze versammelt, um eine Seite Wilfried Küpers näher zu bringen, die man 
womöglich bisher kaum kannte oder aber besonders schätzt.

Wir, die wir ihm viel zu verdanken haben, hoffen, dass auch er an diesem, von 
ihm selbst geschriebenen, Buch Gefallen �ndet.

Herrn Dr. Franz-Peter Gillig und dem Verlag Mohr Siebeck danken wir sehr 
für die sofortige Bereitschaft, sich des Projekts anzunehmen. Frau Silke Hüb-
ner-Mohr und Herrn Sebastian Tauber (beide Mainz) danken wir für wertvolle 
redaktionelle Mitarbeit.

Mainz, im Januar 2017  Michael Hettinger und Jan Zopfs 

Vorwort der Herausgeber
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Cesare Bec caria und die kriminalpolitische  
Aufklärung des 18. Jahrhunderts*

I.

1. Die schmale Schrift des Italieners Cesare Bec caria „Dei delitti e delle  pene“1, 
das Buch eines gerade sechsundzwanzigjährigen Verfassers, gehört zu den 
Werken der Aufklärungszeit, die wahrhaft Epoche gemacht haben. Im Jahre 
1764 in Livorno (Toscana) anonym erschienen, wurde sie bald in alle Kultur-
sprachen der damaligen Zeit übersetzt2. Bereits 1765 lag eine deutsche Über-
tragung vor, der viele weitere folgten3. Erstaunlich wie die schnelle und weite 
Verbreitung des Buches war seine Wirkung auf die Zeitgenossen. Trotz teil-
weise scharfer Kritik aus konservativen Kreisen4 fand Bec carias Schrift fast al-
lenthalben begeisterte Zustimmung5. Gelehrte und Praktiker der Strafrechts-
p�ege wurden von seinen Gedanken über Sinn und Grenzen staatlicher Strafe 
gleichermaßen angesprochen. Der Leipziger Strafrechtslehrer Karl Ferdinand 
Hommel, einer der berühmtesten Juristen seiner Zeit6, verkündete in Deutsch-
land die Ideen Bec carias und unterstützte seine Bemühungen um eine durch-
greifende Rationalisierung des Strafrechts7. Richter weigerten sich unter Beru-

* Dieser Beitrag erschien ursprünglich unter demselben Titel in: JuS, Verlag C.H. Beck 
1968, S. 547–553. Neudruck erfolgt mit freundlicher Genehmigung des Verlags.

1 Neueste ital. Textausgabe: Venturi, Cesare Bec caria, Dei delitti e delle pene, Torino 1965. 
Über weitere ital. Ausgaben vgl. Alff, Cesare Bec caria, Über Verbrechen und Strafen, 1966, 
S. 166.

2 Vgl. G. W. Böhmer, Handb. d. Litteratur des Criminalrechts, 1816, S. 194 ff.; Esselborn, 
Über Verbrechen und Strafen von Cesare Bec caria, 1905, S. 28 f.

3 Näheres bei Alff, S. 187 f.
4 Vgl. dazu etwa die am Schluß der deutschen Ausgabe von Ph. J. Flade, Des Herren Mar-

quis von Bec caria unsterbliches Werk von Verbrechen und Strafen, 1778, zusammengestellten 
„Urtheile und Anklagen wider vorstehendes Buch“.

5 Vgl. v. Bar, Handb. d. Dt. StrafR, Bd. 1, 1882, S. 233 f.; Esselborn, S. 29 ff.; Günther, Die 
Idee der Wiedervergeltung, Abt. 2, 1891, S. 178 f.; Hertz, Voltaire und die franz. Strafrechts-
p�ege im 18. Jahrhundert, 1887, S. 313 ff.; Lohmann, Jean Paul Marat u. das StrafR in der 
franz. Revolution, 1963, S. 16 ff.

6 Über ihn vgl. v. Zahn, Karl Ferdinand Hommel als Strafrechtsphilosoph und Straf-
rechtslehrer, 1911.

7 Vgl. seine „durchgängigen Anmerkungen“ zu Bec carias Schrift in der Fußn. 4 genannten 
Ausgabe von Flade; ferner „Philosophische Gedanken über das Criminalrecht“, 1784, S. 48 ff. 
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fung auf Bec carias Schrift, nach den strengen Vorschriften veralteter Gesetze 
zu entscheiden und leiteten die Maßstäbe staatlichen Strafens unmittelbar aus 
den von dem jungen italienischen Rechtsgelehrten proklamierten „vernünfti-
gen“ Grundsätzen ab8. Im österreichischen „Allgemeinen Gesetz über Ver-
brechen und derselben Bestrafung“ vom 13. Januar 1787 verwirklichte Kaiser 
Joseph II., der Sohn Maria- Theresias, kriminalpolitische Grundgedanken des 
Italieners9, und Katharina II. von Rußland erließ für die von ihr einberufene 
Gesetzgebungskommission Instruktionen, die Bec carias Programmschrift 
zur Grundlage hatten10.

Die mitunter überschwengliche Begeisterung, mit der Bec carias Werk von 
seinen Zeitgenossen aufgenommen wurde11, wich zwar bald einer nüchternen 
Betrachtung und machte mit der im 19. Jahrhundert einsetzenden Distanzie-
rung des Rechtsdenkens von der Ideenwelt des Aufklärungszeitalters einer 
eher kritischen Beurteilung Platz12. Der überragenden Bedeutung des Werkes 
„Über Verbrechen und Strafen“ für die Geschichte der Kriminalpolitik und 
seiner Verdienste um die Reform des Strafrechts blieben sich jedoch auch spä-
tere Zeiten stets bewußt. Bei aller Kritik an den theoretisch-wissenschaftli-
chen Grundlagen der Schrift betonte z. B. Frank13, daß man Bec carias Buch 
wegen seiner praktischen Verdienste „kaum jemals zu hoch anschlagen“ 
könne. Die Stiftung einer Bec caria-Medaille durch die Deutsche Kriminologi-
sche Gesellschaft im Jahre 196414, die zum zweihundertsten Jahrestag der Ver-
öffentlichung erschienenen Festschriften15 und nicht zuletzt eine umfang-
reiche neuere Bec caria-Literatur16 beweisen, daß die ein�ußreiche Schrift des 
italienischen Aufklärers – die Grünhut „ein klassisches Werk nicht nur in der 
strafrechtlichen Literatur, sondern in der Geschichte des neuzeitlichen Kul-

Über Hommels Ein�uß auf die Leipziger Spruchfakultät vgl. z. B. Döhring, Geschichte der 
dt. Rechtsp�ege seit 1500, 1953, S. 324.

 8 Vgl. Hertz, S. 306.
 9 Vgl. dazu Conrad, Festschr. f. v. Weber, 1963, S. 61 ff., 73 ff., und neuerdings Kleinheyer, 

Vom Wesen der Strafgesetze in der neueren Rechtsentwicklung, 1968, S. 17 f.
10 Darüber Andreae, Beiträge zur Geschichte Katharinas II., Die Instruktion vom Jahre 

1767 für die Kommission zur Abfassung eines neuen Gesetzbuches, 1912.
11 Vgl. z. B. Hommel, Philosophische Gedanken, S. 48 ff.
12 Aus dem 19. Jahrhundert vgl. z. B. v. Bar, S. 23; Cantu, Bec caria e il diritto penale, Fi-

renze 1862, S. 144 ff.; Glaser, Caesar Bec caria, Über Verbrechen und Strafen, 1851, S. XVI ff.
13 Die Wolff’sche Strafrechtsphilosophie, 1887, S. 69 f.
14 Vgl. Mergen (Hrsg.), Zweihundert Jahre später, 1965; ders., Kriminologische Aktuali-

tät, 1965.
15 Vgl. außer der in Fußn. 14 genannten Festschr. „Zweihundert Jahre später“ die ital. Bec-

caria-Festschr. „Secondo centenario della pubblicazione dell’opera ‚Dei delitti e delle pene‘“, 
Roma 1965.

16 Über sie orientieren die ausführliche ital. Bibliographie von Romagnoli, Cesare Bec-
caria, Opere Bd. 1, Firenze 1958, S. XCIX ff., und Manuppella, Cesare Bec caria, Panorama 
Bibliographico, Coimbra 1964 (portugiesische Bec caria-Bibliographie).

Rechtsgeschichtliche Beiträge
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turlebens überhaupt“ genannt hat17 – auch im Bewußtsein der Gegenwart le-
bendig geblieben ist.

2. Marchese Cesare Bonesana di Bec caria wurde am 15. März 1738 in Mailand geboren18. 
Seine Erziehung erhielt er im Jesuitenkollegium zu Parma. Mit siebzehn Jahren bezog er 
die Universität Pavia und promovierte dort 1758 zum Doktor der Rechte. Nach dem Stu-
dium wandte er sich zunächst der Philosophie zu. Ein Kreis von Freunden, in dem man 
über die aktuellen Fragen des geistig-politischen Lebens debattierte, lenkte Bec carias Auf-
merksamkeit auf ökonomische Probleme. Mit vierundzwanzig Jahren veröffentlichte er 
sein erstes Buch, „Von den Mißständen des Münzwesens im mailändischen Staat im Jahre 
1762“. Zu den bevorzugten Themen im Freundeskreise gehörte die Reform der zeitgenös-
sischen Strafrechtsp�ege. Der Prozeß gegen Jean Calas19, der zu jener Zeit ganz Europa 
erregte und durch Voltaires Wirken in die Geschichte eingegangen ist, löste auch unter den 
jungen Intellektuellen um Bec caria lebhafte Erörterungen aus. Vermutlich gab dieses Er-
eignis Bec caria Anlaß zur Abfassung der Schrift „Dei delitti e delle pene“. Dem gleichsam 
über Nacht in Europa berühmt gewordenen Autor bot Katharina II. ein hohes Staatsamt 
in Petersburg an. Bec caria zog jedoch die auf Anregung des österreichischen Staatskanz-
lers Kaunitz eigens für ihn errichtete staatswissenschaftliche Professur an der Universität 
Mailand vor. In Mailand hielt Bec caria neben juristischen vor allem volkswirtschaftliche 
Vorlesungen. 1791 wurde er auf Wunsch Kaiser Leopolds II. als Berichterstatter in die 
Kommission zur Reform des Josephinischen Strafgesetzbuchs berufen. Bec carias reiche 
Schriftsteller- und Gutachtertätigkeit umfaßte die verschiedensten Gebiete der damaligen 
Wissenschaften. Als Wirtschaftstheoretiker ist er durch seine „Elemente der Volkswirt-
schaft“ bedeutsam hervorgetreten. Bec caria starb am 28. November 1794.

II.

1. Bec carias Schrift „Über Verbrechen und Strafen“ ist nur verständlich aus dem 
Zusammenhang mit jener großen geistigen Bewegung des 18. Jahrhunderts, für 
die sich die Bezeichnung „Aufklärung“ eingebürgert hat. In der Ideenwelt der 
Aufklärung wurzeln seine kriminalpolitischen Vorstellungen, die sich in ihrer 
Substanz nicht sowohl als originale Neuschöpfungen denn als prägnant und 
wirkungsvoll formuliertes aufklärerisches Gedankengut darstellen. Nicht zu-
letzt auf dieser – in der Aufklärungsepoche häu�g anzutreffenden – Kongruenz 
individueller Ideen mit dem „Zeitgeist“ beruht die überraschend schnelle Re-
zeption der Gedanken Bec carias im Bewußtsein des 18. Jahrhunderts.

17 Grünhut, Anselm von Feuerbach und das Problem der strafrechtlichen Zurechnung, 
1922, S. 62.

18 Zu Leben und Werk Bec carias und zum folgenden überhaupt sei aus der umfangrei-
chen Lit. hingewiesen auf Alff, S. 7 ff.; Custodi, Dei Delitti e delle pene di Cesare Bec caria, 
Torino 1874, S. 7 ff.; Esselborn, S. 4 ff.; Vianello, La vita e l’opera di Cesare Bec caria, Milano 
1938, S. 9 ff., 135 ff.

19 Vgl. dazu Hertz, S. 157 ff.

Cesare Bec caria und die kriminalpolitische Aufklärung des 18. Jahrhunderts
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Die Epoche der Aufklärung war nicht nur – daran erinnert Bec carias Werk erneut – ein 
philosophisch-weltanschauliches, sondern auch ein eminent rechts- und kriminalpoliti-
sches Ereignis20. Die Forderung „Sapere aude“, „Habe Mut, deine Vernunft zu gebrau-
chen“ – nach Kant der „Wahlspruch“ dieses Jahrhunderts21 – ließ kein Gebiet kulturellen 
Lebens unberührt. Auch das Rechtsdenken nahm teil an dem umfassenden geistigen Um-
schichtungsprozeß, in dessen Verlauf die überkommenen, auf religiöser oder politischer 
Autorität beruhenden Anschauungen durch rationale „Vernunftwahrheiten“ ersetzt wur-
den. Allein mit Hilfe der menschlichen Vernunft, aus der als vernünftig und zweckmäßig 
erkannten Natur der Dinge heraus, suchte die Aufklärung die Rechtsordnung zu gestal-
ten. Wohl am nachhaltigsten wirkten diese Bestrebungen auf dem Gebiet des Strafrechts. 
Der Gedanke der geistigen Autonomie des Menschen, der Überlegenheit menschlicher 
Ratio über die dunklen Mächte des Irrationalen, der in der Aufklärungszeit zu einem un-
geheuren Aufschwung von Philosophie, Mathematik und Naturwissenschaft führte, fand 
auf dem Felde der Kriminalpolitik seinen Ausdruck in den vier großen Zielen, denen sich 
Rechtswissenschaft und Rechtspraxis jener Zeit verschrieben: Rationalisierung, Säkulari-
sierung, Liberalisierung und Humanisierung des Rechtslebens22. Die Aufklärung leitete 
eine gründliche Revision des noch weitgehend vom Geist mittelalterlicher Strafauffassung 
geprägten geltenden Strafrechts ein. Ihre Kritik richtete sich insbesondere gegen die Re-
ligionsdelikte wie Ketzerei, Zauberei und Teufelsbündnis sowie gegen das traditionelle 
Sanktionensystem mit seinen grausamen Leibes- und Lebensstrafen. Zuerst versuchte 
man, als ungerecht empfundene Härten der Strafgesetze mit Hilfe korrigierender richter-
licher Rechtsanwendung zu mildern oder zu beseitigen23. Wie häu�g in Zeiten des Um-
bruchs sah man in dem Richter die zur zeitgerechten Rechtsschöpfung berufene Instanz, 
deren Souveränität gegenüber dem Gesetz, anfangs als Tatsache hingenommen, bald auch 
als rechtspolitisches Prinzip gefordert wurde. Je eindringlicher indessen die Unzuläng-
lichkeit der geltenden Strafgesetze empfunden wurde und je mehr die allgemeine Rechts-
unsicherheit die Gerichte zu Willkürentscheidungen verleitete, desto stärker wurde das 
Bedürfnis, die bestehenden Rechtszustände durch eine von Grund auf neue, dem aufge-
klärten Denken entsprechende Strafrechtsordnung zu ersetzen. Damit erhielt das Gesetz 
als Akt verbindlicher staatlicher Rechtssetzung, als Instrument der rationalen Gestaltung 
des Rechtslebens, seine für die Aufklärungszeit charakteristische zentrale Bedeutung.

2. Auch für Bec caria ist, wie für die meisten seiner Zeitgenossen, die Idee des 
Gesetzes Ausgangspunkt aller Bemühungen um die Neuordnung des Straf-
rechts. Das Gesetz als Inbegriff des rechtlich Vernünftigen bildet die Grund-
lage allen staatlichen Handelns, auch und vor allem der Bestrafung. Bei Bec-
caria verbindet sich diese Vorstellung vom Primat des Gesetzes mit der Rous-
seauschen Lehre vom Gesellschaftsvertrag24. Der Staat beruht auf einem Vertrag 

20 Zur kriminalpolitischen Aufklärung vgl. die Nachw. bei Küper, Die Richteridee der 
Strafprozeßordnung und ihre geschichtlichen Grundlagen, 1967, S. 34 Fußn. 4. Weitere einge-
hende Schrifttumsangaben bei Conrad, Dt. Rechtsgeschichte, Bd. 2, 1966, S. 454 f.

21 Kant, Was ist Aufklärung?, in: Immanuel Kants kleinere Schriften zur Logik und Me-
taphysik, hrsg. von Vorländer, 2. Au�. (1936), S. 135.

22 Vgl. statt vieler Eb. Schmidt, SchwZStr. 73 (1958), 343.
23 Darüber Küper, S. 37 ff.
24 Vgl. Bec caria, Über Verbrechen und Strafen, § 1. Bec carias Schrift wird hier und im 

folgenden zitiert nach der Ausgabe von Venturi (o. Fußn. 1), deren – von früheren Ausgaben 
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der Individuen, die vorher staatenlos im „Naturzustand“ gelebt haben; der Ein-
zelne opfert kraft dieses Vertrages einen Teil seiner Freiheit und tauscht dafür 
Sicherheit ein. Die Summe der Freiheitsopfer, welche die Individuen erbracht 
haben, macht die Staatsgewalt aus, auf der das Recht zu strafen beruht25. Die 
durch den Gesellschaftsvertrag konstituierte Rechtsgemeinschaft ist nun aber 
für Bec caria ganz wesentlich „Gesetzesgemeinschaft“; denn der Wille, gemäß 
den staatlichen Gesetzen zu leben, ist Inhalt der von den Individuen bei der 
Gründung des Gemeinwesens getroffenen Vereinbarung. Auf diese Weise wird 
der Gesetzesbegriff der Theorie des Gesellschaftsvertrages konstruktiv einge-
gliedert, der Gesetzgeber zum maßgeblichen Repräsentanten der Gesellschaft 
erhoben. „Die Gesetze“, so heißt es demgemäß im Kapitel über den Ursprung 
der Strafen, „sind die Bedingungen, unter denen sich unabhängige und ver-
einzelt lebende Menschen zu einer Gesellschaft zusammenschlossen, da sie es 
müde waren, in fortgesetztem Kriegszustand zu leben und eine Freiheit zu ge-
nießen, die durch die Unsicherheit ihres Bestandes wertlos geworden war“ (§ 1). 
Da aber „nach Gesetzen leben“ eben deshalb zugleich wahre Freiheit bedeutet, 
steht die Befugnis zur Inhaltsbestimmung der staatsbürgerlichen Freiheit aus-
schließlich dem Gesetzgeber zu. Die Gesetze sind es daher auch, auf denen al-
lein die Strafbarkeit beruhen darf; nur durch das Gesetz können Art und Maß 
der Strafe bestimmt werden:

„Die erste Folgerung aus diesen Grundsätzen ist, daß allein die Gesetze die Strafe für die 
Verbrechen bestimmen können, und diese Befugnis kann nur dem Gesetzgeber zukom-
men, der die gesamte durch den Gesellschaftsvertrag geeinte Gesellschaft vertritt.“ (§ 3)

Daraus resultiert die absolute Abhängigkeit des Richters vom Gesetz26. Das 
richterliche Urteil hat keinerlei Eigenwert, ist bloße Funktion der gesetzgebe-
rischen Entscheidung. Der Richter hat sich darauf zu beschränken, „zu prü-
fen, ob ein bestimmter Mensch eine gegen die Gesetze verstoßende Handlung 
begangen hat oder nicht“ (§ 4). Seine Aufgabe besteht darin, in einem rational- 
mechanistisch verstandenen Subsumtionsakt das Gesetz zu vollziehen, ohne je-
den Spielraum eigener Wert- und Willensentscheidung. Bec caria geht so weit, 
dem Richter sogar die Auslegung des Gesetzes zu untersagen; sie steht nur 
dem Gesetzgeber zu, und der Richter darf nach dem Sinn des Gesetzes, sei-
nem „Geist“, nicht fragen. „Nicht einmal die Befugnis, das Strafgesetz auszu-
legen“, verlangt Bec caria, „kann bei den Strafrichtern beruhen, und zwar des-
halb, weil sie nicht Gesetzgeber sind“; „es gibt nichts Gefährlicheres“, fährt er 
fort, „als jenes verbreitete Axiom, daß man den Geist des Gesetzes zu Rate zie-

abweichende – Kapiteleinteilung den Zitaten zugrunde liegt. §§-Bezeichnungen in Text und 
Fußnoten beziehen sich auf diese Ausgabe. Die deutsche Fassung der Zitate ist i. d. R. der 
Übersetzung von Alff (o. Fußn. 1) entnommen, schließt sich an sie zumindest weitgehend an.

25 Bec caria, §§ 1, 2.
26 Zum folgenden vgl. Küper, S. 50 ff.
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hen müsse“ (§ 4). Denn der „Geist des Gesetzes“ sei nur allzuoft der Geist der 
Richter, das zufällige Ergebnis ihrer „guten oder schlechten Logik“, ja ihrer 
augenblicklichen psychischen oder physischen Verfassung. Die Mißstände, die 
sich aus der strengen Beachtung des Gesetzeswortlauts ergeben könnten, meint 
Bec caria, ließen sich unschwer durch eine schnelle Gesetzesänderung abstellen 
und ständen in keinem Verhältnis zu „jener verderblichen Freiheit der Schluß-
folgerung“, die nur „zu willkürlichen Streitfragen“ führe.

Diese Auffassung Bec carias über die Stellung des Richters zum Gesetz erklärt sich aus dem 
für die Geisteshaltung des Aufklärungszeitalters bezeichnenden unbedingten Glauben an 
die lückenlose Kodi�zierbarkeit des Rechts, wie er in den großen Gesetzgebungswerken 
des 18. Jahrhunderts – in Deutschland vor allem im Allgemeinen Landrecht für die Preußi-
schen Staaten vom 5. Februar 1794 – seinen Ausdruck gefunden hat. Es herrschte ein „wah-
rer Fanatismus der Vergesetzlichung aller Phänomene“27. Die in den exakten Wissenschaf-
ten gewonnene Erkenntnis von der Gesetzmäßigkeit des Naturgeschehens wurde auf das 
Sozialleben übertragen. Die „vernunftbegeisterte Anbetung des Gesetzes“28, verbunden 
mit einem tiefen Mißtrauen gegen den Richterstand, ließ die strenge Bindung des Richters 
an den kodi�zierten Rechtstext zur zentralen Forderung werden. Der Richter sollte nur 
der „Sklave des Gesetzes“ sein, die Rechtsanwendung „funktionieren wie ein Automat“29. 
Bei dieser Grundkonzeption erschien es nur folgerichtig, dem Richter selbst die Ermitt-
lung des Gesetzessinnes zu verbieten, um die Verwirklichung des vom Gesetz repräsen-
tierten „richtigen“ Rechts nicht durch „Richterwillkür“ zu gefährden, und Bec caria zog 
mit der Forderung, daß Gesetzesinterpretation nicht Sache der Gerichte sein dürfe, ledig-
lich die Konsequenz aus einem verbreiteten Denkschema. So hatte etwa Montesquieu30 
verlangt, der Richter solle nichts weiter sein als der „Mund des Gesetzes“ (,,la bouche qui 
prononce les paroles de la loi“); er habe sich so streng an den Buchstaben des Gesetzes zu 
halten, daß sein Urteil gleichsam nur eine genaue Formulierung der Norm enthalte („un 
texte précis de la loi“).

3. Den heutigen Betrachter muten derartige Vorstellungen über das Verhältnis 
des Richters zum Gesetz recht wirklichkeitsfremd und unter rechtstheoreti-
schem Aspekt geradezu naiv an. Schon das 19. Jahrhundert erkannte, wie unent-
behrlich die richterliche Auslegungsarbeit für die Rechtsanwendung ist31, und 
im Verlauf der mit der Interessenjurisprudenz einsetzenden Bemühungen um 
die methodologische Erhellung des Rechts�ndungsvorgangs sind immer neue 
Dimensionen jener vielschichtig-komplizierten Beziehung des Richterspruchs 
zu Gesetz und Recht entdeckt worden, die Bec caria und seine Zeit mit der rigo-
ros simpli�zierenden Formel bewältigen zu können glaubten, daß der Richter 
an den Buchstaben des Gesetzes gebunden sei32. Trotzdem verdienen Bec carias 

27 Drost, Das Ermessen des Strafrichters, 1930, S. 82.
28 Engisch, Einführung in das juristische Denken, 3. Au�. (1964), S. 106.
29 Bockelmann, Festg. für R. Smend, 1952, S. 26.
30 L’Esprit des Lois XI, 6.
31 Vgl. dazu jetzt Küper, S. 149 ff., 156 ff. m. w. Hinw.
32 Zur Entwicklung der Rechtsanwendungslehre seit der Jahrhundertwende vgl. die Lite-

raturhinweise bei Küper, S. 1.
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Gedanken über das Verhältnis von Gesetz und Richter nicht nur als literari-
sches Denkmal eines geschichtlich überwundenen Irrtums ein lediglich mu seal-
antiquarisches Interesse. Denn das Postulat strikter Bindung des Richters an 
das Gesetz trägt bei Bec caria, so überspitzt es formuliert ist, bereits einen deut-
lich rechtsstaatlichen Akzent und enthält im Ansatz schon die später zu dem 
Grundsatz „nullum crimen, nulla poena sine lege“ zusammengefaßte rechts-
staatliche Fundamentalforderung33. Das ist deshalb bemerkenswert, weil in die 
Bestrebungen des 18. Jahrhunderts, den Strafrichter möglichst eng an das Ge-
setz zu binden, nicht vorschnell die Tendenz hineingedeutet werden darf, eine 
Garantie der staatsbürgerlichen Freiheit des Individuums zu schaffen; vielmehr 
ging es im allgemeinen nur darum, „im öffentlichen Interesse die Einheitlich-
keit und Sicherheit des Rechts herzustellen“34, ein Gedanke, der mit der Begren-
zung staatlicher Strafmacht zum Schutze des Einzelnen nicht gleichzusetzen 
ist. Bei Bec caria jedoch dient die Abhängigkeit des Richters vom kodi�zierten 
Rechtstext, die er mit kompromißloser Schärfe proklamiert, nicht lediglich die-
sem Zweck. Aus der strengen Bindung des Richters an das Gesetz leitet er zu-
gleich den Schutz des Bürgers ab:

„Wenn eine feststehende Sammlung von Gesetzen, die buchstäblich beobachtet werden 
müssen, dem Richter nur die eine Obliegenheit läßt, die Handlungen der Bürger daraufhin 
zu prüfen, ob sie mit dem geschriebenen Gesetz übereinstimmen oder nicht“, dann „erlan-
gen die Bürger die Sicherheit der eigenen Person, die gerecht ist, weil sie den Zweck dar-
stellt, um dessentwillen die Menschen in Gesellschaft leben, und die nützlich ist, weil sie 
sie in den Stand setzt, die Nachteile einer Missetat genau zu berechnen.“ (§ 4)

Bec caria hat damit die rechtliche Garantiefunktion des Strafgesetzes zum 
Schutze von Freiheit und Sicherheit des Einzelnen besonders betont35.

III.

1. Für Bec caria ist das Gesetz nicht beliebiger obrigkeitlicher Befehl, sondern 
Ausdruck der rechtlich vernünftigen Bedingungen, denen sich die Individuen 
bei Abschluß des Gesellschaftsvertrages unterworfen haben. „Vernünftig“ ist 
jedoch – darin folgt Bec caria dem ausgeprägt utilitaristischen Grundzug sei-
ner Zeit36 – in erster Linie das für die Gesellschaft Nützliche. So stellt auch die 
durch das Gesetz angeordnete Strafe eine zweckrationale Nützlichkeitsmaß-
nahme dar; sie dient der Gewährleistung des öffentlichen Wohls, das sie „gegen 

33 Vgl. Würtenberger, Grünhut-Erinnerungsgabe, 1966, S. 205 f.; Radbruch, Elegantiae 
 iuris criminalis, 2. Au�. (1950), S. 192.

34 Vgl. v. Weber, ZStW 56, 672; Conrad, Festschr. f. v. Weber, S. 67. S. auch Eb. Schmidt, 
Einführung i. d. Geschichte d. dt. Strafrechtsp�ege, 3. Au�. (1965), S. 256; Kleinheyer, S. 21 f.

35 Vgl. Würtenberger, S. 206.
36 Vgl. dazu Corpaci, Riv. int. di �loso�a del diritto, 38 (1961), 668 ff.
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partikuläre Anmaßung verteidigen“ soll37 und ist nur gerecht, wenn sie im Hin-
blick auf das Allgemeininteresse notwendig, für das Allgemeinwohl von Nut-
zen ist. Bei Bec caria ist die kriminalpolitisch nützliche stets zugleich auch die 
gerechte Strafe38, wie denn überhaupt der „Begriff des allgemeinen Nutzens“ die 
„Grundlage der menschlichen Gerechtigkeit“ bedeutet39.

Daran wird die Wendung sichtbar, die das Aufklärungszeitalter – vorbereitet 
durch die Naturrechtslehre des 17. Jahrhunderts, namentlich durch Grotius und 
Pufendorf 40 – im Strafrechtsdenken der Neuzeit herbeiführte: hatte die Zeit 
Carpzovs die Strafe noch als diesseitige Vorwegnahme göttlichen Zorns ver-
standen41, so sah man nunmehr den Sinn staatlichen Strafens allein in der Ver-
wirklichung des öffentlichen Wohls.

Die Orientierung der Strafe am Gemeinwohl stand dabei in engem Zusam-
menhang mit einer Grundforderung der Aufklärung, die das gesamte krimi-
nalpolitische Schrifttum jener Zeit durchzieht: dem Postulat einer vernünftigen 
Proportion zwischen Verbrechen und Strafe42. Die Denker der Aufklärungszeit 
sahen einen der Kardinalfehler des überkommenen Strafrechts in dem eklatan-
ten Mißverhältnis zwischen der Schwere des Delikts und der Schärfe der Strafe. 
Das für das Aufklärungsdenken „besonders kennzeichnende Streben nach dem 
rechten ,Maß‘ und dem ,Äquivalent‘“43 führte zu der Forderung, daß Schwere 
und Art der Strafe durch Schwere und Art der Tat bestimmt sein müssen. Die-
ses zunächst formale Prinzip wird bei Bec caria durch den Rückgriff auf den 
sozialen Grundwert des „Gemeinwohls“ materialisiert: dient die Strafe der Si-
cherung des öffentlichen Wohls, das die Straftat verletzt oder gefährdet, so be-
mißt sich die Schwere des Delikts nach dem Schaden, der dem Gemeinwesen 
durch die Rechtsverletzung zugefügt worden ist. Der „einzig richtige Maßstab 
der Verbrechen“ besteht daher „in dem der Gemeinschaft zugefügten Schaden“ 
(§ 7). Dieser Satz zielt in zwei Richtungen. Er bedeutet einmal die Ablehnung 
einer religiös-theokratischen Fundierung der Strafe und damit die Negation der 
aus dem 17. Jahrhundert überkommenen Strafauffassung; das Verbrechen inter-
essiert das säkularisierte Strafrecht, wie es die Aufklärung versteht, nicht mehr 
als Verstoß gegen die Gebote Gottes, sondern allein noch als Schädigung der 
Gesellschaft – religiöse und rechtliche Ordnung sind inkommensurabel und 
streng voneinander zu trennen. Die „Sünde“ kann deshalb kein Maßstab für die 

37 Bec caria, § 2.
38 Vgl. Corpaci, aaO.; Würtenberger, S. 204.
39 Bec caria, § 8.
40 Vgl. dazu etwa Eb. Schmidt, Einführung, S. 164 f.; E. Wolf, Große Rechtsdenker der dt. 

Geistesgeschichte, 4. Au�. (1963), S. 253 ff., 311 ff.
41 Dazu v. Weber, Festschr. f. Rosenfeld, 1950, S. 44 f.; ders., Juristen-Jb. 1966/67, S. 7 ff.
42 Zum Proportionalitätsgedanken und seiner Bedeutung für das kriminalpolitische Den-

ken der Aufklärung vgl. Küper, S. 69.
43 Horkheimer-Adorno, Dialektik der Aufklärung, 1947, S. 18.
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„Abwägung des Verbrechens“ sein44. Die Forderung, daß allein der Schaden der 
Gemeinschaft „Maßstab der Verbrechen“ sein dürfe, schließt zum zweiten eine 
betont objektivistische Auffassung der Straftat ein, wie sie für das Strafrechts-
denken der Aufklärung überhaupt charakteristisch ist45. Bec caria stellt bei der 
rechtlichen Würdigung der strafbaren Handlung „vornehmlich auf den äußeren 
Taterfolg, kaum aber auf die Schuld ab“46. Sehr skeptisch steht er jedem Versuch 
gegenüber, die innere Einstellung des Täters zur Tat, seine „Absicht“, als Be-
stimmungsgrund der Delikts- und Strafschwere heranzuziehen; sie ist ihm ein 
zu unsicherer Maßstab:

„Diejenigen … irren, die den richtigen Maßstab der Verbrechen in der Absicht dessen, 
der sie begeht, vermuten. Die Absicht hängt von dem augenblicklichen Eindruck der Um-
stände und von der diesem vorhergehenden Disposition des Geistes ab: beides wechselt bei 
allen Menschen und bei jedem einzelnen von ihnen mit der raschen Abfolge der Vorstel-
lungen, der Leidenschaften und der Umstände …“ (§ 7)

2. Es liegt auf der Hand, daß von diesem Ansatzpunkt aus die Strafe nicht re-
pressiv, als Akt der Vergeltung, sondern nur rein präventiv, als vorbeugende 
Schutzmaßnahme, verstanden werden kann. Da die „Schuld“ als Bezugsrah-
men des Delikts ausscheidet, die Vergeltungsidee wegen ihres theologischen 
Einschlags suspekt erscheint47, das als Verursachung eines sozialschädlichen 
Erfolges betrachtete Verbrechen andererseits nicht „ungeschehen zu machen“ 
ist48, läßt sich eine kriminalpolitisch „nützliche“ Bestrafung allein aus dem Ge-
danken rechtfertigen, weitere Straftaten zu verhindern:

„Der Zweck der Strafen kann somit kein anderer als der sein, den Täter daran zu hindern, 
seinen Mitbürgern abermals Schaden zuzufügen, und die anderen davon abzuhalten, das 
gleiche zu tun.“ (§ 12)

Damit scheint die Präventivstrafe in ihrer doppelten Gestalt, als spezial- und ge-
neralpräventive Sanktion, angesprochen zu sein, wobei der Gesichtspunkt der 
Spezialprävention – der als erster genannt wird – anscheinend sogar den Vor-
rang hat. Wenn es indessen an anderer Stelle heißt, die Strafe solle im Täter 
„fühlbare Beweggründe“ erzeugen, indem sie ihm ein Übel auferlege, „das den 
aus dem Verbrechen erwachsenen Vorteil übersteigt“49, und wenn ferner darge-
legt wird, „daß durch die Strafe der Geist vom Verbrechen abgewendet und auf 
ein demjenigen entgegengesetztes Ziel hingelenkt wird, zu dem der verführeri-
sche Gedanke der Gesetzesübertretung ihn zu bringen sucht“50, so lassen diese 

44 Vgl. Bec caria, § 7.
45 S. dazu Günther, Die Strafrechtsreform im Aufklärungszeitalter, 1907, S. 154.
46 Würtenberger, S. 207. Vgl. auch Drost, S. 90.
47 Günther, S. 154 ff. m. Nachw.
48 Bec caria, § 12.
49 §§ 1, 27.
50 § 19 a. E.
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an die spätere Theorie Feuerbachs vom „psychologischen Zwang“ erinnernden 
Formulierungen51 bereits erkennen, daß der Gedanke der Spezialprävention bei 
Bec caria nur untergeordnete Bedeutung hat. Im Vordergrund steht für ihn wie 
für fast alle seine Zeitgenossen die Idee der generalpräventiven Strafe52, die Ab-
schreckung der Gesamtheit potentieller Rechtsbrecher; sie ist „der Hauptge-
sichtspunkt seiner Straftheorie“53. Wenn sich Bec caria mit der Zweckmäßig-
keit der Strafen im einzelnen auseinandersetzt, argumentiert er fast ausschließ-
lich generalpräventiv. Auch die Proportionalitätsforderung steht im Dienst der 
Generalprävention; der durch den sozialen „Schaden“ bestimmte sachgerechte 
Maßstab der Bestrafung ist im konkreten Fall aus dem generellen Abschre-
ckungseffekt der Strafe abzuleiten:

„Wenn die gleiche Strafe für zwei Verbrechen gilt, die in verschiedener Weise gegen die 
Gesellschaft verstoßen, so werden die Menschen kein stärkeres Hindernis �nden, um das 
schwerere Verbrechen zu begehen, falls sie einen größeren Vorteil damit verbunden se-
hen.“ (§ 6)

„Damit eine Strafe gerecht sei, darf sie keinen höheren Grad der Intensität aufweisen, 
als zur Abhaltung der Menschen vom Verbrechen notwendig ist.“ (§ 28)

Selbst der Zentralbegriff des der Gemeinschaft zugefügten „Schadens“ erhält 
bei Bec caria gleichsam eine generalpräventive Wendung: der Schaden besteht 
nicht nur im sozialschädlichen Erfolg der „Handlung an sich“, sondern auch  
– und das ist für Bec caria anscheinend der wesentliche Gesichtspunkt – in dem 
„schlechten Beispiel“, das der Rechtsbrecher durch sein Verhalten den übrigen 
Mitgliedern der Gesellschaft gibt54. Es ist schließlich bezeichnend, daß Bec caria 
auf die im Verlauf seiner Erörterungen nochmals grundsätzlich gestellte Frage 
nach dem Strafzweck („Welches ist der politische Zweck der Strafen?“) die ein-
deutige Antwort gibt: „Die Abschreckung der übrigen Menschen“ (§ 16). Soweit 
die Präventivstrafe den einzelnen Täter erfaßt, wird dieser weniger als Indivi-
dualität denn als Kollektivwesen gesehen, das „als Glied der Gemeinschaft mit 
dieser von künftigen Straftaten abgeschreckt werden“ muß55.

Der Gedanke der Generalprävention, den Bec caria im Einklang mit der kri-
minalpolitischen Aufklärungsbewegung des 18. Jahrhunderts so stark betonte 
und der dann in Feuerbachs Lehre noch einmal prägnant formuliert wurde56, 
hat im Laufe der weiteren Entwicklung seine dominierende Bedeutung verlo-
ren und überdies einen erheblichen Sinnwandel erfahren57. Brennpunkte der 

51 Vgl. Grünhut, S. 62 ff.
52 Vgl. dazu Drost, S. 91; Günther, S. 162 f.
53 Würtenberger, S. 209.
54 Vgl. Bec caria bei Esselborn (o. Fußn. 2), S. 129.
55 Drost, S. 91.
56 Dazu insb. Naucke, Kant und die psychologische Zwangstheorie Feuerbachs, 1962, m. 

Nachw. S. 39 Fußn. 171.
57 Zur Problematik der Generalprävention aus der Sicht der Gegenwart vgl. z. B.  Bruns, 
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gegenwärtigen Diskussion um Rechtfertigung und Grenzen staatlicher Strafe 
sind die Funktion des Schuldprinzips und die Idee der Spezialprävention im 
Sinne einer individualisierenden Behandlung des Täters mit dem Ziel der Reso-
zialisierung58; sofern daneben die generalpräventive Aufgabe der Strafe hervor-
gehoben wird, geht es nicht sowohl um „Abschreckung“ im psychologischen 
Verständnis als vielmehr um den – prinzipiell durch die schuldangemessene Be-
strafung zu gewährleistenden – Schutz der Rechtsgüter und die Bewährung der 
Rechtsordnung. Wenngleich dieser Befund den großen inneren Abstand deut-
lich macht, der zwischen Bec carias Programm und den heutigen Grundvorstel-
lungen über die Aufgabe der Strafe liegt, so sollte freilich nicht vergessen wer-
den, welch entscheidenden und zukunftsweisenden Fortschritt die Postulate 
Bec carias und seiner Zeit in der Geschichte des neuzeitlichen Strafrechts be-
deuten. Mit der Eliminierung religiöser Rechtfertigungselemente aus der Strafe 
und der Orientierung staatlicher Sanktionen am Gemeinwohl wurde das Straf-
recht auf eine neue rationale Basis gestellt und als menschliche Institution im 
Dienst menschlicher Zwecke mit beispielhafter Nüchternheit im Diesseits der 
sozialen Ordnung angesiedelt. Diese Neuorientierung führte, vor allem in ihrer 
Rückwirkung auf die Religions- und Sittlichkeitsdelikte, „gegenüber der Ufer-
losigkeit der mittelalterlichen Deliktstypen zu einer scharfen Begrenzung des 
staatlichen Strafrechts“59. Mit der Proportionalitätsforderung, die uns heute als 
Selbstverständlichkeit erscheinen will, machte die Aufklärung „zuerst auf das 
wahre Prinzip der Kriminalgesetzgebung, auf den eigentlich-rechtlichen Maß-
stab zwischen Verbrechen aufmerksam“60 und legte damit die Grundlagen für 
eine differenzierte Abstufung der Strafdrohungen nach der Schwere der De-
likte. Die De�nition der Straftat als gemeinschaftsschädlicher Handlung be-
deutete zudem einen für die weitere Entwicklung entscheidenden Ansatz zur 
Bestimmung des strafrechtlichen Unrechts.

3. Mit der Forderung, daß die Strafe für die Gesellschaft „nützlich“ sein müsse, 
wenn sie als gerecht anzuerkennen sei, ist für Bec caria der Gedanke der „Hu-
manisierung“ des Strafrechts – der bei ihm allerdings einen ganz spezi�schen 
Inhalt hat – eng verbunden. Leidenschaftlich bekämpft er die Grausamkeiten 
des damaligen Strafensystems, nicht zuletzt die „qualvollen Leibesstrafen“61. 
„Ein mit Emp�ndung begabtes Wesen zu quälen“, sei nicht die Aufgabe der 

Festschr. f. v. Weber, S. 75 ff.; Badura, JZ 1967, 337 ff.; Noll, Festschr. f. H. Mayer, 1967, 
S. 222 ff.; Roxin, JuS 1966, 380 f.; Stree, Deliktsfolgen und GG, 1960, S. 36 ff.

58 Vgl. dazu aus dem reichhaltigen Schrifttum zum Sinn der Strafe Bockelmann, Schuld 
und Sühne, 2. Au�. (1958); Arthur Kaufmann, JZ 1967, 553 ff.; Noll, Die ethische Begründung 
der Strafe, 1962; Roxin, JuS 1966, 377 ff.; Schmidhäuser, Vom Sinn der Strafe, 1963.

59 Drost, S. 84.
60 Feuerbach, Revision der Grundsätze und Grundbegriffe des positiven peinlichen 

Rechts, Teil 2, 1800, S. 449.
61 Bec caria, § 11.
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Strafe (§ 12). Die üblichen Körperstrafen, fordert er, seien weitgehend durch mil-
dere Sanktionen, vor allem durch die Freiheits- und Geldstrafe, zu ersetzen62. 
Als Kriminalpolitiker der Aufklärung, die das Individuum als ein den ratio-
nalen Notwendigkeiten des Gemeinschaftslebens untergeordnetes Wesen be-
greift, postuliert Bec caria freilich nicht Menschlichkeit um ihrer selbst willen; 
für seine Geisteshaltung ist die eigentümliche Kombination humanitärer Forde-
rungen mit utilitaristischen Zweckerwägungen kennzeichnend: Humanität im 
Strafrecht ist nicht Selbstzweck, sondern in erster Linie ein Gebot der Vernunft, 
das aus dem Gedanken der kollektiven Nützlichkeit staatlicher Sanktionen her-
geleitet wird. Nicht zufällig greift Bec caria auch in diesem Zusammenhang auf 
den Gesichtspunkt der Generalprävention zurück, der in seinen Augen der ent-
scheidende Maßstab für die Nützlichkeit einer Strafe ist. Von hier aus wird die 
Notwendigkeit einer Humanisierung des Strafensystems begründet, und die 
Idee der Humanität als solche spielt – das ist bemerkenswert – nur eine unter-
geordnete Rolle. Grausame Strafen sind, so argumentiert Bec caria, entbehrlich 
und deshalb – weil unnütz – nicht gerecht, da der Staat ihrer im Interesse der 
Generalprävention nicht bedarf:

„Damit eine Strafe ihre Wirkung habe, genügt es, daß sie ein Übel ist, welches den aus dem 
Verbrechen erwachsenden Vorteil überwiegt … Was darüber hinausgeht, ist folglich über-
�üssig und somit tyrannisch.“ (§ 27)

Von einer grausamen Strafe geht indessen keine derartige Abschreckungswir-
kung aus; das Gegenteil ist der Fall:

„Die Grausamkeit der Strafe selber läßt desto mehr darauf brennen, ihr zu entgehen, je 
größer das Übel ist, das einem bevorsteht; sie bewirkt, daß weitere Verbrechen begangen 
werden, um der Strafe für ein einziges zu entgehen.“ (§ 27)

Nicht die Schärfe der Strafe begründet ihren generalpräventiven Effekt, meint Bec-
caria63 – und formuliert damit eine wohl grundlegende Einsicht64 –, sondern das reibungs-
lose Funktionieren einer Strafrechtsp�ege, die auf die Straftat schnell reagiert, die Verbre-
chen rasch aufklärt und ihre Urheber so bald als möglich zur Rechenschaft zieht.

Grausame Strafen widersprechen außerdem – auch hier ist Bec carias Beweisführung 
streng rationalistisch – dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit von Tat und Straffolge, 
der nicht durchzuhalten ist, wenn das Strafrecht bereits bei geringfügigen Taten mit har-
ten Mitteln einschreitet65.

4. Bec caria geht es indessen nicht nur um die Umgestaltung des bestehenden 
Strafensystems mit dem Ziel der Milderung staatlicher Zwangseingriffe, son-
dern darüber hinaus um die Frage, inwieweit die Strafe als Reaktion der Rechts-

62 Verbrechen gegen die Person müssen nach Bec caria allerdings „unter allen Umständen 
mit Leibesstrafen belegt werden“ (§ 20).

63 Vgl. Bec caria, § 27.
64 Vgl. Schultz, JZ 1966, 117 unter Hinweis auf den gleichen Gedanken Montesquieus 

(L’Esprit des Lois VI, 12).
65 Bec caria, § 27.
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gemeinschaft auf sozialwidriges Verhalten überhaupt notwendig ist. Die Kri-
minalpolitik der Aufklärung wird durch das Bestreben gekennzeichnet, den 
Gedanken einer Bestrafung des Rechtsbrechers zugunsten einer wirksamen 
Verbrechensprophylaxe zurückzudrängen66. Der Satz, daß es richtiger sei, Ver-
brechen zu verhüten, als sie zu bestrafen, �ndet sich in dieser oder ähnlicher 
Form bei den führenden Schriftstellern der Zeit. In Übereinstimmung z. B. mit 
Montesquieu und Voltaire betont auch Bec caria:

„Besser ist es, den Verbrechen vorzubeugen, als sie zu bestrafen.“ (§ 41)

Er warnt davor, Handlungen unter Strafe zu stellen, deren Pönalisierung nicht 
unbedingt erforderlich ist, um den Schutz der Gesellschaft zu gewährleisten:

„Dadurch, daß man eine Menge gleichgültiger Handlungen verbietet, verhütet man noch 
nicht die Verbrechen, die daraus entstehen könnten, sondern schafft nur neue.“ (§ 41)

Überhaupt kann „die Bestrafung eines Verbrechens nicht in genauem Sinn ge-
recht“ heißen, „ehe nicht das Gesetz das unter den gegebenen Verhältnissen ei-
ner Nation bestmögliche Mittel angewandt hat, um dem Verbrechen vorzu-
beugen67“.

Bec caria erweist sich damit als ein früher Anhänger der in der Gegenwart 
wieder nachdrücklich erhobenen Forderung nach einer „Begrenzung“ des 
Strafrechts, des Gedankens, daß das Mittel der Strafe nur dort einzusetzen ist, 
wo für die Pönalisierung eines Verhaltens im Interesse des Gesellschaftsschut-
zes eine zwingende Notwendigkeit besteht68.

IV.

1. Viele der kriminalpolitischen Postulate Bec carias erregten zu seiner Zeit 
 großes Aufsehen – recht eigentlich berühmt gemacht aber hat ihn, bei seinen 
Zeitgenossen wie bei der Nachwelt, seine nachdrückliche, wenngleich nicht 
ganz vorbehaltlose69 Ablehnung der Todesstrafe. Obwohl er nicht der erste 
Schriftsteller war, der diese Strafart bekämpfte – 200 Jahre vor ihm hatte in Eng-
land bereits Thomas Morus, 1746 in Österreich Joseph v. Sonnenfels die Todes-

66 Vgl. Würtenberger, S. 207, und die Nachw. bei Günther, S. 137 Fußn. 3.
67 Bec caria, § 37.
68 Vgl. dazu insb. H. Mayer, Strafrechtsreform für heute und morgen, 1962, S. 57 ff.; ferner 

u. a. Gallas, Heidelb. Jahrb. IX, 1965, S. 14 ff.; Peters, ZStW 75, 470 ff., und zuletzt die Verh. 
des 47. DJT, dazu H. Weber, JuS 1968, 533 f.

69 Bec caria macht eine Einschränkung (§ 28): Die Todesstrafe kann notwendig sein, wenn 
der Verbrecher „auch unter dem Entzug der Freiheit noch derartige Beziehungen und eine so 
große Macht hat, daß die Sicherheit der Nation betroffen ist und die Tatsache, daß er lebt, eine 
gefährliche Umwälzung der bestehenden Regierungsform hervorrufen könnte“.
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373 f.
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